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Vertreter der Betriebs- und Personalräte

der Spitzenverbände der Krankenkassen

AOK-Bundesverband, Bonn

BKK Bundesverband, Essen

IKK-Bundesverband, Bergisch Gladbach

See-Krankenkasse, Hambu rg

YdAK, Siegburg

AEV, §iegburg

Bundesverband der landwirtschafrlichen Krankenkassen, Kassel

Die Aufgaben der Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen

Im Zuge der Gesundheitsreform sollen wesentliche Aufgaben der bestehenden §pitzenverbände auf
einen neu zu enichtenden zentralen Spitzenverband Bund übergehen. Weiter hat die

v Bundesgesundheitsministerin angekündigt, dass die bestehenden acht Spitzenverbände autgelöst
werden sollen, Bislang fehlt jede trifiige Begnindung seitens der Regierung oder des
Bundesgesundheitsministeriums für diese Aufgabenverlagerung bzvr. Auflösung der
Spitzenverbände.

Rechtsgrundlage

Die Erichtung von Bundesverbänden bzw. von Spitzenverbänden ist im SGB V geregelt. Demnach
bilden die Landesverbände der Orts-, Betriebs- und lnnungskrankenkassen jeweils einen
Bundesverband (§ 212). Spitrenverbände der Krankenkassen sind die Bundesverbände der
Krankenkassen, die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, die Verbände der
Ersatzkassen sstr*ie die See-Krankenkasse t§ 213).

Spitzenverbände und deren Mitarbeiter

Zurzert bestehen acht Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen. Diese sind:
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. AoK-Bundesverband, Bonn

. BKK Bundesverband, Essen
r }KK-Bundesverband, Bergisctt Gladhach

' See-Krankenkasse, Hamburg
r Knappschaft, Bochum
. Bundesverbanci der landwirtschaft lichen Krankenkassen, Kassel
. VdAK - Verband der Angesteliten-Krankenkassen e. V., Siegburg
. AEV - Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e. V., Siegburg

Die größeren Verbände haben folgende Mitarbeitezahlen (Teil- und Vollzeitbeschäftigte):

AOK-BV: 413

VdA}«AEV 575

BKK-BV 498

IKK-BV 255

Zusammen 1.741

Beider beabsichtigten Organisationsreform des Verbänderechts würden fast 2.000 Mitarbeiter,
überwiegend in der Region Nordrhein-Westfalen, betroffen sein.

Gesetzliche Aufgaben der Spitzenverbände

Die Aufgaben der §pitzenverbände sind vom Geseizgeber definiert. Die Spitzenverbände haben
die ihnen vom Gesetzgeber zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen.

Die Spitzenverbände regeln die Rahmenbedingungen für die gesundheitliche Versorgung der
Versicherten der GKV. Zu diesen zählen u. a.:

. Rahmenvereinbarungen zu lnhalt und Umfang der hausäztlichen Versorgung,

. Gesamtverträge zur ambulanten äztlichen Versorgung,

. Qualitätssicherung der ambulanten äztlichen Versorgung,

' Rahmenempfehlungen zur Zulassung von Leistungserbringern,
. Vereinbarung der GrundsäEe der Vergütung {EBM} mit den kassenärztlichen bzw.

kassenzahnärztlichen Bundesvereinigungen,
. dle Festkegung von Festbeträge für Arzneimittet und für Hilfsmittet solrtrie
. Regelungen und Rahmenempfehlungen zur Qualitätssicherung.

lnsgesamt steuern die Mitarbeiter in den Spitzenverbänden die Rahmenbedingungen für das
Leistungsgeschehen mit Ausgaben von insgesamt 135 Mrd. Euro (allein im Jahr 2005). Um unnötige
Doppelarbeil zu vermeiden und bei immer komplexer werdenden gesetzlichen Vorgaben das
notwendige Spezialwissen vorhalten zu können, teilen sich die Spitzenverbände diese Aufgaben
durch die Aufteilung auf Federführungsbereiche. Nachfolgend aufgef'ührt sind ausganuähfte vtrichtige
Leistungsbereiche, für die jeweils ein Verband federführend zuständig ist:
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Bereich Leistunqsumfang 2005 Federführer
Ärztliche Versorgung 21,6 Mrd. Euro ACIK-BV

Zahnärztl. Versorgung I,5 Mrd. Euro AOK-BV

Arzneimittel 25,4 Mrd. Euro BKK-BV

rüherkennung, Prävention etc. 2,1 Mrd. Euro KK-BV

Heil- und Hilfsmittel 8,3 Mrd. Euro IKK-BV

Krankenhaus 49,0 Mrd. Euro VdAI(lAEV

Vorsorqe i Rehabilitation 2,4 Mrd. Euro YdAI(/AEV

Weitere Aufgaben wurden den Spitzenverbänden ebenfalls durch den Gesetzgeber zugewiesen. Die
hochqualifizierten Mitarbeiter der Spitzenverbände effüllen diese Aufgaben kompetent und stets
zuverlässig. Ein Beispielhierfür ist die - auch bei enorm knappen Vorlaufzeiten des Gesetzes - stets
fristgerechte Beschlussfassung zu den Festbeträgen für Azneimittel. Allein durch die Festbeträge
wurden im vergangenen Jahr 2,9 Mrd. Euro bei den Arzneimittelausgaben eingespart.

Die Spitzenverbände informieren die Mitgliedskassen regelmäßig über die Umsetzung von Gesetzen
und veröffentlichen umfängliche gemeinsame leistungsrechtliche Rundschreiben. Daniber hinaus gibt
es eine Vielzahl weiterer Bekannlmachungen der Spitzenverbände der Krankenkassen - z. T. mit
weiteren Sozialversicherungsträgem, z. B. der Deutschen Rentenversicherung - zu leistungs-,
beitrags- oder melderechtlichen Sacf,iverhaiten. Die §pitsenverbände elrnöglichen hierdurch eine
einheitliche Leistungsgewährung.

Das Sparpotenzialvon insgesamt 350 Mio. Euro, das das Bundesministerium für Gesundheit
angesetzt hat, soll durch die Auflösung der Spitzenverbände ezielt werden. Dabei sollen vorrangig
Venrvaltungskosten eingespart werden.

Angesichts des Volumens der gesamten Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen von 143,8 Mrd.
Euro allein im Jahr 2005 sind durchschnittliche Verwaltungskosten der gesetzlichen Krankenkassen
von rund 8,2 Mrd. Euro bzw. 5,7 Prozent - inklusive der Kostenanteile tür die
Spitzenverbandsaufgaben - durchaus angemessen. lm Vergleich dazu die Bilanz der Bundesageniur
iür Arbeil, einer dem geplanten zerrtralen Spilzenverband Bund vergleicirbaren, bereits bestehenden
Behörde, für 2005: Summe aller Ausgaben rund 53,1 Mrd. Euro, Verwaltungskosten rund 6,6 Mrd.
Euro bzvc. 12,3 Prozent (Quette: Bericht über das vierte Quartal und das Geschäftsjahr 2OO5 -
Zahlen. Daten. Fakten. Bu ndesagentur für Arbeit).

Meinungsbildung und lnteressenausgleich

Die Krankenkassen befinden sich untereinander im Wettbewerb und haben unterschiedliche
Ausrichtungen und Schwerpunkte auf dem Markt. Hierdurch resultieren auch unterschiedliche
Prioritäten bei der Steuerung des Leistungsgeschehens.

Heute geht den yon den Krankenkassen einheitlich und gemeinsam zu treffenden Entseheidungen
eine Meinungsbildung in ihren Verbänden voraus. Dabeifindet eine Vermittlung zwischen den
legitimen unterschiedlichen lnteressen der Krankenkassen statt. Dabei erfolgt der
Interessensausgleich zwischen den Krankenkassen und der letztendliche Abstimmungsprozess in
den Gremien der SpiEenverbänüe (Afueitskreis il, Arbeitskreis l, Bescfrlussgremium nach § 213
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Abs. 2 SGB V). Aus den letzten Jahren gibt es kein einziges Beispiel, wo gesetzliche Vorgaben
aufgrund der Uneinigkeit der Spitzenverbände untereinander nicht umgesetzt wurden.

Welche Argumente bestehen für oder gegen einen Dachverband?

Melfach ist zu hören, die Bundesverbände wären historisch überholte Gebilde, die abzuschaffen
seien.

Dies klingt papulär, dach gibt es dafür keine Argumente. Die Bundesverbände der Krankenkassen
haben sich var fast 100 Jahren gebildet, um die gemeinsamen lnteressen der einzelnen Kassen der
ieweiligen Kassenarten gegenüber den Leistungserbringem und gegentsber der Poli{tk zu bündeln.
Damit hatten die Krankenkassen - und mit ihnen die Versicherten - einen starken Vertreter ihrer
Interessen bekommen. Folgericlrtig mussten die Spifrenverbände in den Disftussionen zur
Gesundheitsreform häufig im Wderspruch zur Palitik agieren. Denn die Spitzenverhände sind
gemäß Sozfalgestzbuch vonangig zur Wahmehmnung der fnteressen und zur Untersttltzung ihrer
Mitglieder da (§ 217 SGE y, Abs. 2) und eben nicht der,,verlängefte Arm" der Palitik. Nieht alles, was
palitisct't tür gut befunden wird, ist auclz gutfür die Versicherten und die Krankenkassen.

Eine QrganLsafionsreform, die sfarke undse{§sfständige Verbände abschaffen und durch einen
zentralen Dachverband ersetzen möcf,b, schwäcllt leZtliclz auch die lnteressen der 70 Millianen
Versicherten der GKV.

Ein pauschales Argument lautet, durch einen Dachverband statt acht Verbänden würde unnötige
Bürokratie abgebaut.

Die Aufgaben der Spitzenverbände mtissten auch van einem Bundes-Dachverband erledigt werden.
Die Annahmq dass graße Einheiten effizienter arbeiten statt kleinerer Einheiten, tifft in der Regel
nicht zu. Angaben über die iährticben Xosten eines salcben Bundes-Dachverbandes haf das
Ministerium bislang nicbt beziffert. Ab btsächlich gespart werden würde, lässt sich jedach nur als
üfferenzvon Einsparungen und Ausgaben sagen.

In der Renten- und Arbeitslosenversicherung reicht auch ein Dachverband.

Ue GKV istim GegensaE zu Renten- und A*eitslosenversicherung keine Einheitsversicherung,
sondem vielmehr durch plurale Strukturen gekennzeichnet. Der Vorteil für die Vetsicherten ist die
Wahtfreiheit in der GKV, die in anderen Sozialsystemen so nicht besteht. üe Zentralisierung durch
die Bildung elnes Bundes-Dachverfrandes bedeutet die Einschränkung der Vertragsvielfalt in der
GKV. Aeswidersprichf, dem polifisch gewollten "Mefir an Wettbevterb".

Ein weiteres Argument lautet, die Abstimmungsverfahren der Spitzenverbände könnten gestrafft
werden. Die unterschiedlichen lnteressen der Kassenverbände führten zu aufwändigen
Abstimmungsverfahren, unnötigen Vezögerungen u nd Blockaden.

Deneit frndet bei den Bunüesveftänden ein lnferessenausgleicl't der unterscttiedlichen, miteinander
im Weftbewefr stehenden Kassenarten statt. ln dem geplanten Bundes-Dachverband werden diese
Interessen unvermittelt aufeinander prallen. Die Anliegen üer Einzelltassen können in einem
SpiZenverband mit 250 Mitgliedem nicht ausreichend berücksichtigt werden Es äesfeht die Gefahr,
dass der Dachverband deshalb ltäu§s nicht entscfiedung+ und ha*dlungsfälzig sein wid. Die GKV
müssfe dann damit rechnen, dass für diese Fälle das BMG zur Ersatzvomahme ermächtigt würde.
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Dezeit steuern die Spitzenverbäinde das Leistungsgeschehen unter der Beüc4sichtigung der
lnferesser der Versicherten ailer Kassen und Kassenarten. Bei einem Bundes-Dachverband besteht
hingegen die Gefahr, dass die lnteressen einer lffinderheit van Versicheften durch
Mehr{zeitsentscheidungen der im Bundes-Dachverband veftretenen Kassen überstimmt werden.

Weiter lautet ein Argument, die Auflösung der Spitzenverbände sei notwendig, um
kassenartenübergreifende Fusionen zu ermöglichen.

Kassenverbände bilden hier kein Hindemis, wenn der Gesefugeber Regelungen für die
Ve rbandsz ugehöigkeit der fusionierten Kasse erlässl

Fazit:

Die Beschäftigten der betroffenen Spitzenverbände haben in der Vergangenheit ihre Aufgeben
kompetent und sachgerecht erfüllt. Die Politik ist bislang den Nachweis schulciig geblieben, cjass die
bestehenden Verbände ihre Aufgaben nicht ordnungsgemäß eriedigen und somit die Errichtung eines
Spitzenverbandes Bund notwendig sei. Weiter ist völlig unklar, welche der dezeitigen Aufgaben
durch einen zentralen Bundes-Daehverband besser ertedigt werden könnten als von den
bestehenden Spitzenverbänden. Auch über die Kosten eines solchen zentralen Bundes-
Dachverbandes ist bislang nichts bekannt.

Die Beschäftigten der betroffenen Bundesverbände sind keine Besitzstandswahrer, die sich gegen
eine angeblich notwendige Reform des Verbänderechts stemmen. Aber sie kämpfen mit Recht für
ihre Arbeitsplätze, denn sle machen gute Arbeit, die den Versicherten in einem pluralistischen
Gesundheitswesen dient.
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